Deatfldier Bundestag 
1. Wahlperiode 
1949 


Drncksache Nf. 


Antrag 

der Fraktionen der FDP, CDU/CSU und DP 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag betrachtet cs als notwendig, daß die Deutschen, die 
unter der Beschuldigung des Kriegs Verbrechens entweder von alliierten 
Gerichten bereits verurteilt oder noch ohne Urteil festgehalten sind, 
freigelassen werden, soweit es sich nldit um von den Einzelnen zu 
verantwortende Verbrechen im hergebrachten Sinne des Wortes handelt. 
Eine objektive Prüfung der Einzelfälle hat unverzüglich zu erfolgen. 


Bonn, den 8. Februar 1952 


Euler und Fraktion 

Dr. von Brentano und Fraktion 

Dr. Mühlenfeld und Fraktion 
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